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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Sachsen-Anhalt
Sozialgericht Landessozialgericht Sachsen-Anhalt
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 3
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 8 R 592/18
Datum 10.09.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 R 297/19
Datum 18.06.2020

3. Instanz

Datum -

Die Berufung wird zurÃ¼ckgewiesen.

Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die Erstattung von Ã¼berzahlter Witwerrente
umstritten.

Der am â�¦ 1958 geborene KlÃ¤ger ist ausgebildeter Elektriker. Ausweislich des
aktenkundigen Anstellungsvertrages vom 1. August 1997 nahm er seinerzeit eine
TÃ¤tigkeit als Elektromeister auf. Gleichzeitig begann er die Ausbildung zum
Meister, die er nach dem tÃ¶dlichen Unfall seiner Ehefrau abbrach. SpÃ¤ter
arbeitete er als Elektroinstallateur und Ã¼bt diese TÃ¤tigkeit weiterhin im Rahmen
eines AngestelltenverhÃ¤ltnisses aus.

Die Bundesversicherungsanstalt fÃ¼r Angestellte (BfA), deren Rechtsnachfolger die
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Beklagte ist, bewilligte dem KlÃ¤ger mit Bescheid vom 15. Juli 1999 ab dem 15.
Februar 1999 kleine Witwerrente. Ab dem 1. Juni 1999 errechnete sie in der Anlage
7 zum vorgenannten Bescheid wegen des Zusammentreffens von Rente und
Leistungen aus der Unfallversicherung keinen Zahlbetrag mehr. Der Bescheid wurde
bestandskrÃ¤ftig.

In der Folgezeit unterrichtete die Tiefbau-Berufsgenossenschaft die BfA
regelmÃ¤Ã�ig Ã¼ber die dem KlÃ¤ger erteilten Bescheide Ã¼ber die HÃ¶he der
Witwerrente, die jeweils mit anrechenbarem Einkommen zusammentraf. Dabei
wurden zunÃ¤chst der bisherige Jahresarbeitsverdienst und auf dieser Grundlage
der Jahresbetrag der Hinterbliebenenrente ermittelt. Von dem davon abgeleiteten
Monatsbetrag der Hinterbliebenenrente wurde der monatlich anrechenbare Betrag
aufgrund des erzielten Arbeitsentgelts in Abzug gebracht und sodann der
monatliche Zahlbetrag Ã¼ber die HÃ¶he der Witwerrente aufgefÃ¼hrt.

Mit Bescheid vom 19. September 2003 bewilligte die BfA dem KlÃ¤ger wegen der
Vollendung des 45. Lebensjahres groÃ�e Witwerrente und errechnete unter
BerÃ¼cksichtigung der gewÃ¤hrten Witwerrente aus der Unfallversicherung fÃ¼r
die Monate Mai und Juni 2003 einen monatlichen Zahlbetrag i.H.v. jeweils 210,12
EUR und ab dem 1. Juli 2003 einen monatlichen Zahlbetrag i.H.v. 36,85 EUR.
Hiergegen legte der KlÃ¤ger am 7. Oktober 2003 Widerspruch ein mit der
BegrÃ¼ndung, es sei fÃ¼r ihn nicht nachvollziehbar, welche Leistungen aus der
Unfallversicherung die Grundlage fÃ¼r die vorgenommene Berechnung seien und
warf die Frage auf, ob es sich dabei um die tatsÃ¤chlich ausgezahlte Rente aus der
Unfallversicherung handle. Wegen der Einzelheiten wird auf Blatt 150 der
Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen. Mit Widerspruchsbescheid vom
12. Dezember 2003 wies die Beklagte den Widerspruch des KlÃ¤gers als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. GemÃ¤Ã� Â§ 93 Abs. 1 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch
(Gesetzliche Rentenversicherung â�� SGB VI) seien die zusammentreffenden
RentenbetrÃ¤ge vor der Einkommensanrechnung zusammenzurechnen und dem
jeweiligen Grenzwert gegenÃ¼berzustellen. Insoweit werde auf die Anlage 7 zum
Bescheid vom 19. September 2003 verwiesen. Danach sei die Witwerrente
zutreffend berechnet worden. Der Bescheid wurde bestandskrÃ¤ftig.

In der Folgezeit wurde der monatliche Zahlbetrag der Witwerrente regelmÃ¤Ã�ig
auf der Grundlage der von der Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft (im
Weiteren: BG) Ã¼bermittelten Bescheide Ã¼ber die HÃ¶he der dem KlÃ¤ger unter
Anrechnung des erzielten Erwerbseinkommens zustehenden Rente aus der
Unfallversicherung angepasst und erreichte ab Juli 2014 einen monatlichen
Zahlbetrag i.H.v. 41,24 EUR. Dem Ã�nderungsbescheid der Beklagten vom 10. Juli
2014 Ã¼ber die Neuberechnung ab dem 1. Juli 2014 lag der Abhilfebescheid der BG
vom 1. Juli 2014 zugrunde, der auf den Widerspruch des KlÃ¤gers gegen den
Witwerrenten-Anpassungsbescheid vom 12. Juni 2014 erlassen worden war. In dem
Widerspruch hatte der KlÃ¤ger unter Ã�bersendung der Lohnsteuerbescheinigung
des damaligen Arbeitgebers darauf hingewiesen, dass das zur Berechnung
herangezogene Arbeitsentgelt zu hoch gewesen sei. Anstelle der zunÃ¤chst
vorgenommenen Anrechnung i.H.v. 284,36 EUR auf die monatliche
Hinterbliebenenrente i.H.v. 918,76 EUR wurden von der BG daraufhin nur 217,72
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EUR angerechnet, sodass sich der Auszahlungsbetrag der Witwerrente aus der
Unfallversicherung von 634,40 EUR auf 701,04 EUR erhÃ¶hte. Diesen Betrag der
monatlichen Hinterbliebenenrente i.H.v. 918,76 EUR legte die Beklagte sodann in
der Anlage 7 der Ermittlung des Grenzbetrages zugrunde. Dabei setzt sich die
Summe der RentenbetrÃ¤ge, auf die die Ermittlung des Grenzbetrages abstellt,
jeweils aus der Rente der Rentenversicherung und der Leistung aus der
Unfallversicherung zusammen. Wegen der Einzelheiten wird auf Blatt 269 bis 277
der Verwaltungsakte der Beklagten, Blatt 36 der Verwaltungsakte der BG und Blatt
138 der Gerichtsakte Bezug genommen.

Unter dem 20. Juni 2017 teilte die BG dem KlÃ¤ger mit, eine (Anpassungs-)
Bescheiderteilung zum 1. Juli 2017 habe noch nicht vorgenommen werden kÃ¶nnen,
weil noch ein Einkommensvergleich vorzunehmen sei. Nachdem der KlÃ¤ger am 1.
September 2017 eine â�� nicht aktenkundige â�� Entgeltabrechnung Ã¼bersandt
hatte, passte die BG mit Bescheid vom 22. September 2017 die Witwerrente aus
der Unfallversicherung zum 1. Juli 2017 an. Ausgehend von dem Monatsbetrag der
Hinterbliebenenrente i.H.v. 1.033,59 EUR errechnete sie unter Anrechnung von
monatlich 207,16 EUR einen monatlichen Zahlbetrag von 826,43 EUR. Hiergegen
legte der KlÃ¤ger am 10. Oktober 2017 bei der BG Widerspruch ein und fÃ¼gte zur
BegrÃ¼ndung die Lohnabrechnungen fÃ¼r August und September 2017 "zur
weiteren Bearbeitung" bei. In dem daraufhin erteilten Abhilfebescheid vom 1.
November 2017 rechnete die BG ab dem 1. Juli 2017 anstatt 207,16 EUR monatlich
(nur) 126,91 EUR monatlich an und ermittelte einen Zahlbetrag der Witwerrente aus
der Unfallversicherung i.H.v. 906,68 EUR.

Die Beklagte hatte bereits mit dem Ã�nderungsbescheid vom 11. Juli 2017 die
groÃ�e Witwerrente ab dem 1. Juli 2017 unter Zugrundelegung von Leistungen aus
der Unfallversicherung i.H.v. 1.033,59 EUR neu berechnet und einen monatlichen
Zahlbetrag i.H.v. 46,43 EUR errechnet.

Nach Eingang des Abhilfebescheides der BG vom 1. November 2017 berechnete die
Beklagte mit dem Ã�nderungsbescheid vom 28. November 2017 die Witwerrente ab
dem 1. Juli 2017 neu. Als Leistung aus der Unfallversicherung berÃ¼cksichtigte sie
bei der Berechnung der Summe der RentenbetrÃ¤ge 906,68 EUR (anstatt 1.033,59
EUR) und errechnete einen monatlichen Zahlbetrag von 160,47 EUR sowie einen
Nachzahlungsbetrag i.H.v. 684,24 EUR. Der Bescheid wurde bestandskrÃ¤ftig.

Nach der Ã�bersendung des Anpassungsbescheides der BG vom 24. April 2018 zum
1. Juli 2018, wonach die monatliche Hinterbliebenenrente nunmehr 1.068,42 EUR
betrage (Eingang bei der Beklagten am 28. April 2018), nahm die Beklagte erneut
eine Neuberechnung der groÃ�en Witwerrente ab dem 1. Juli 2017 vor. Sie legte in
ihrem Bescheid vom 6. Juni 2018 fÃ¼r die Zeit ab dem 1. Juli 2017 bei der
Berechnung des Grenzbetrages als Leistungen aus der Unfallversicherung 1.033,59
EUR und ab dem 1. Juli 2018 1.068,42 EUR zugrunde und ermittelte einen
monatlichen Zahlbetrag der Witwerrente ab dem 1. Juli 2017 i.H.v. 46,43 EUR und
ab dem 1. Juli 2018 i.H.v. 48,00 EUR sowie eine Ã�berzahlung fÃ¼r den Zeitraum
vom 1. Juli 2017 bis zum 30. Juni 2018 i.H.v. 1.368,48 EUR. Der Ã¼berzahlte Betrag
sei vom KlÃ¤ger zu erstatten.
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Hiergegen legte der KlÃ¤ger am 11. Juni 2018 Widerspruch ein und fÃ¼hrte zur
BegrÃ¼ndung aus, ihm lÃ¤gen mittlerweile drei Bescheide zu der von der
Beklagten berechneten Witwerrente mit Wirkung ab dem 1. Juli 2017 vor. Er habe
dem "Bestand des Verwaltungsaktes [ ] voll vertraut". Aus diesem Grund
widerspreche er fristgerecht dem Bescheid vom 6. Juni 2018 "unter Bezug auf Â§ 45
und Â§ 47 SGB X".

Unter dem 21. Juni 2018 hÃ¶rte die Beklagte den KlÃ¤ger an und teilte ihm mit, die
Witwerrente sei fehlerhaft berechnet worden, weil die Leistung aus der
Unfallversicherung fÃ¼r die Zeit vom 1. Juli 2017 bis zum 30. Juni 2018 in falscher
HÃ¶he auf die Hinterbliebenenrente angerechnet worden sei. Es sei beabsichtigt,
den Bescheid vom 28. November 2017 mit Wirkung ab dem 1. Juli 2017 nach Â§ 45
Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz
â�� SGB X) zurÃ¼ckzunehmen und die Ã�berzahlung fÃ¼r die Zeit vom 1. Juli 2017
bis zum 30. Juni 2018 i.H.v. 1.368,48 EUR nach Â§ 50 Abs. 1 SGB X
zurÃ¼ckzufordern. Die Voraussetzungen fÃ¼r die beabsichtigte Entscheidung seien
nach Lage der Akten erfÃ¼llt, weil der KlÃ¤ger aufgrund der von ihr â�� der
Beklagten â�� gegebenen Informationen die Fehlerhaftigkeit des Bescheides
gekannt habe bzw. habe erkennen mÃ¼ssen (Hinweis auf Â§ 45 Abs. 2 S. 3 Nr. 3
SGB X). Die Rente aus der Unfallversicherung werde fortlaufend seit Beginn der
Hinterbliebenenrente auf diese angerechnet. Der KlÃ¤ger habe jÃ¤hrlich
Informationen darÃ¼ber erhalten, in welcher HÃ¶he die Unfallrente auf die Rente
aus der Rentenversicherung angerechnet werde. Mit dem Bescheid vom 11. Juli
2017 sei im Rahmen der Rentenanpassung die Rente aus der Unfallversicherung
zunÃ¤chst ab dem 1. Juli 2017 mit dem richtigen Betrag auf die
Hinterbliebenenrente angerechnet worden. Am 28. November 2017 sei dann ein
weiterer Bescheid fÃ¼r die Zeit ab dem 1. Juli 2017 erstellt worden. Die dabei
errechnete Nachzahlung i.H.v. 684,24 EUR habe sich allein aus der fehlerhaft
berÃ¼cksichtigten Unfallrente ergeben. FÃ¼r die Zeit ab dem 1. Januar 2018 sei die
Rente laufend in falscher HÃ¶he gezahlt worden. Der Zahlbetrag habe sich auf
Ã¼ber das Dreifache des bisherigen Rentenbetrages erhÃ¶ht. Die Fehlerhaftigkeit
dieses Bescheides habe der KlÃ¤ger erkennen mÃ¼ssen.

Hierzu teilte der KlÃ¤ger am 28. Juni 2018 mit, dem Vorwurf, grob fahrlÃ¤ssig
gehandelt zu haben, widerspreche er. Bisher habe er keine GrÃ¼nde gehabt, an der
fachlichen Kompetenz der Beklagten zu zweifeln. Aufgrund der "stÃ¤ndigen
RentenbeitragsÃ¤nderungen" habe er dem Handeln und den Berechnungen der
Beklagten voll vertraut. Angesichts der KomplexitÃ¤t der Rentenberechnung
kÃ¶nne die Beklagte nicht davon ausgehen, dass er mit seinem Kenntnisstand
aufgrund einfachster und naheliegender Ã�berlegungen sicher hÃ¤tte erkennen
kÃ¶nnen, dass der zuerkannte Anspruch nicht oder jedenfalls so nicht bestehe.
Wegen der weiteren Einzelheiten des Vorbringens des KlÃ¤gers wird auf Blatt 395
der Verwaltungsakte Bezug genommen.

Daraufhin bot die Beklagte dem KlÃ¤ger mit Schreiben vom 12. September 2018
den Abschluss eines Vergleichs dergestalt an, dass sie â�� die Beklagte â�� auf die
RÃ¼ckforderung i.H.v. 468,48 EUR verzichte und der KlÃ¤ger bis zum 20. Oktober
2018 zwei Drittel der Ã�berzahlung (900,00 EUR) an die Beklagte Ã¼berweise.
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Hierauf antwortete der KlÃ¤ger am 2. Oktober 2018, er werde dem
Vergleichsvorschlag nicht zustimmen. Es sei Ã¼berhaupt nichts geklÃ¤rt bzw.
erklÃ¤rt. Er verweise auf sein bisheriges Schreiben.

Mit Bescheid vom 5. November 2018 berechnete die Beklagte die groÃ�e
Witwerrente ab dem 1. Juli 2017 neu und ermittelte einen monatlichen Zahlbetrag
ab dem 1. Dezember 2018 i.H.v. 48,00 EUR. FÃ¼r die Zeit vom 1. Juli 2017 bis zum
30. November 2018 ergebe sich eine Ã�berzahlung i.H.v. 912,36 EUR, die vom
KlÃ¤ger zu erstatten sei.

Am 19. November 2018 hat der KlÃ¤ger â�� unvertreten â�� beim Sozialgericht
Halle Klage erhoben und zunÃ¤chst nur die Aufhebung des Bescheides vom 6. Juni
2018 verfolgt. Zur BegrÃ¼ndung hat er den Sachverhalt geschildert und daran
festgehalten, weder vorsÃ¤tzlich noch grob fahrlÃ¤ssig falsche oder
unvollstÃ¤ndige Angaben gemacht zu haben.

Mit Widerspruchsbescheid vom 14. Januar 2019 hat die Beklagte den Widerspruch
sodann zurÃ¼ckgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung hat sie ihr Vorbringen aus der
AnhÃ¶rung im Wesentlichen wiederholt. Die AbwÃ¤gung der GrÃ¼nde, die gegen
und die fÃ¼r eine BescheidrÃ¼cknahme sprÃ¤chen, fÃ¼hre zu dem Ergebnis, dass
die GrÃ¼nde fÃ¼r eine BescheidrÃ¼cknahme Ã¼berwÃ¶gen. Allerdings erscheine
es sachgerecht, die BescheidrÃ¼cknahme fÃ¼r die Vergangenheit so zu begrenzen,
als sich der Ã¼berzahlte Betrag auf 912,36 EUR beschrÃ¤nke. Denn an der
Herstellung des rechtmÃ¤Ã�igen Zustandes bestehe ein Ã¶ffentliches Interesse.
Dieses Interesse Ã¼berwiege weit das Individualinteresse des KlÃ¤gers. Dessen
EinwÃ¤nde seien in der Form gewÃ¼rdigt worden, dass die entstandene
Ã�berzahlung auf den vorgenannten Betrag begrenzt worden sei. Der
Versichertengemeinschaft sei jedoch nicht zuzumuten, dass an den KlÃ¤ger weitere
BetrÃ¤ge ausgezahlt wÃ¼rden, auf die materiell-rechtlich kein Anspruch bestehe.

Das Sozialgericht hat am 10. September 2019 einen Termin zur mÃ¼ndlichen
Verhandlung durchgefÃ¼hrt. Dort hat der KlÃ¤ger auf Nachfragen folgendes
ausgefÃ¼hrt:

Also fÃ¼r mich war immer Hauptaugenmerk die HÃ¶he der
Unfallversicherungsrente und insoweit habe ich auch immer versucht, das
nachzuvollziehen rechnerisch. Allerdings gestaltet sich auch dies schwierig, weil z.B.
die HÃ¶he des Jahresarbeitsverdienstes auf SchÃ¤tzwerten usw. beruht und die
auch mir weiterhin nicht ganz nachvollziehbar sind und insoweit ich immer nur
abschÃ¤tze von Jahr zu Jahr, ob die jeweilige Unfallrente etwa passend ist.
Grundlage ist jedenfalls der Jahresbruttoverdienst, der dann auch der Steuerberater
mitteilt und ich versuche diese Rentenberechnung dann immer etwas
nachzuvollziehen, was sich allerdings auch insoweit schon schwierig gestaltet. Es
war von Anfang an so, dass die Rente vom RentenversicherungstrÃ¤ger nur so ein
NebenlÃ¤ufer ist. Dem habe ich nicht diese Bedeutung beigemessen. Die Zahlung
setzte dann ja auch erst im Jahr 2003 oder 2005 ein und es waren nur wenige Euro.
Ich habe dann nur den Bescheid zur Kenntnis genommen und das dann auch auf
dem Konto gesehen. Von Beruf bin ich Elektriker. Ich habe zu DDR-Zeiten eine
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diesbezÃ¼gliche Facharbeiterausbildung gemacht, einen Meisterbrief habe ich
nicht. Ich stehe immer noch in Lohn. Ich bin Angestellter. Als ich dann im November
2017 den Bescheid bekommen habe, habe ich mir nicht groÃ� Gedanken gemacht.
Ich bin davon ausgegangen, dass sich bei der Unfallrente was geÃ¤ndert hat und
insoweit sich deshalb eine Neuberechnungsnotwendigkeit ergeben hat. Anhand der
KontoauszÃ¼ge habe ich dann auch den Betrag zur Kenntnis genommen."

Das Sozialgericht Halle hat auf die mÃ¼ndliche Verhandlung mit Urteil vom
gleichen Tag die Klage, mit der der KlÃ¤ger zuletzt beantragt hat, den Bescheid der
Beklagten 6. Juni 2018 in der Gestalt des Ã�nderungsbescheides vom 5. November
2018 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 14. Januar 2019 insoweit
aufzuheben, als darin eine Ã�berzahlung vom 1. Juli 2017 bis zum 30. November
2018 i.H.v. 912,36 EUR festgestellt worden ist, abgewiesen. Dem KlÃ¤ger habe die
Fehlerhaftigkeit des Bescheides vom 28. November 2017 geradezu "in die Augen
springen" mÃ¼ssen. Denn die im November 2017 bewilligte Witwerrente habe
offensichtlich auÃ�er VerhÃ¤ltnis zu den VorjahresbezÃ¼gen bzw. dem
Rentenbezug ab Juli 2017 gestanden. Aus dem Verwaltungsverfahren bei der
Beklagten und bei der BG sei dem KlÃ¤ger hinlÃ¤nglich bekannt gewesen, dass die
Witwerrente einkommensabhÃ¤ngig sei. Der KlÃ¤ger habe auch eingerÃ¤umt, den
Zusammenhang zwischen dem Zahlbetrag der Rente vom
UnfallversicherungstrÃ¤ger und der HÃ¶he der Hinterbliebenenrente vom Prinzip
her erkannt zu haben. Im Ã�nderungsbescheid von November 2017 bzw. auch auf
dem Kontoauszug sei aber nun der Zahlbetrag der Witwerrente um das Dreifache
hÃ¶her als in den Ã¼brigen Jahren und damit so offensichtlich hÃ¶her, dass dies
auch dem KlÃ¤ger hÃ¤tte auffallen mÃ¼ssen. Zudem habe er im Jahr 2017 â�� im
Unterschied zu den Vorjahren â�� zwei Bescheide Ã¼ber die WitwerrentenhÃ¶he
von der Beklagten und den zweiten sogar in Erwartung einer Umsetzung bei
geÃ¤ndertem Bezug der Leistung vom UnfallversicherungstrÃ¤ger erhalten. In den
Vorjahren habe er zunÃ¤chst den Unfallrentenbescheid (meist im FrÃ¼hsommer)
erhalten und danach sei die Anpassung bei der Hinterbliebenenrente erfolgt. So sei
es zunÃ¤chst auch im Jahr 2017 gewesen. Die Beklagte habe zunÃ¤chst zum 1. Juli
2017 die RentenhÃ¶he neu mit 46,43 EUR gegenÃ¼ber bisher 44,92 EUR
berechnet. Da der KlÃ¤ger aber Widerspruch gegen seinen Unfallrentenbescheid
eingereicht habe, mit dem Ziel, dass ein geringeres Einkommen anzurechnen sei,
habe die Unfallversicherung ihre Leistungen mit Bescheid vom 1. November 2017
neu berechnet und dem Widerspruch des KlÃ¤gers stattgegeben. Aufgrund des
Zusammentreffens von Leistungen aus der Unfall- und Rentenversicherung habe
der KlÃ¤ger erwartet, eine marginal hÃ¶here Witwerrente von der Beklagten
bekommen zu mÃ¼ssen. Zwischen dem Abhilfebescheid im Widerspruchsverfahren
bei der BG und dem Rentenbescheid habe noch nicht einmal ein Monat gelegen.
Dass die RentenhÃ¶he dann jedoch sich von 46,43 EUR auf 160,47 EUR erhÃ¶hte,
hÃ¤tte auch einem Versicherten auffallen mÃ¼ssen, der nicht mit Rentenfragen im
Detail vertraut gewesen sei, und dem KlÃ¤ger sei auch nach seinem eigenen
Vortrag aufgefallen, dass es eine Ã�nderung zu seinem Vorteil gegeben habe.
Gleichzeitig habe er aber gewusst, dass sich in den maÃ�geblichen tatsÃ¤chlichen
VerhÃ¤ltnissen, seinem Einkommen und der Leistung von der BG, nichts wesentlich
geÃ¤ndert habe. Die Beklagte habe ihr Ermessen ausgeÃ¼bt, sachfremde
Ã�berlegungen nicht angestellt und den Ã�berzahlungsbetrag aufgrund des
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Mitverschuldens reduziert. Eine weitere Reduzierung sei der Kammer verwehrt, da
es sich um die Ermessensentscheidung der Beklagten handele.

Gegen das ihm am 8. Oktober 2019 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 16.
Oktober 2019 Berufung beim Landessozialgericht Sachsen-Anhalt eingelegt. Die
EntscheidungsgrÃ¼nde des Sozialgerichts bezÃ¼glich der groben FahrlÃ¤ssigkeit
bzw. des Vorsatzes, des WissenmÃ¼ssens, seien nicht Ã¼berzeugend. Der hier
angezeigte subjektive SorgfaltsmaÃ�stab sei nicht in besonders schwerem MaÃ�e
verletzt. Die HÃ¶he der Ã�berzahlung sei nicht in ganz naheliegendem Sinne
erkennbar gewesen. Er â�� der KlÃ¤ger â�� sei ausgebildeter Handwerker. Mithin
kÃ¶nne keine Wissensgleichheit oder gar WissensÃ¼berlegenheit gegenÃ¼ber der
professionell mit Rentenbescheiden befassten BehÃ¶rde angenommen werden. Es
sei keineswegs so, dass die erhÃ¶hte Zahlung fÃ¶rmlich in die Augen gesprungen
sei. Es habe nicht den Sorgfaltsanforderungen entsprochen, die Beklagte auf
mÃ¶gliche Fehlerquellen hinzuweisen, die ihm â�� dem KlÃ¤ger â�� selbst nicht
bekannt gewesen seien und auch nicht hÃ¤tten bekannt sein mÃ¼ssen. Die
ErmessensausÃ¼bung sei fehlerhaft und die Ã�berzahlung fÃ¼r die Vergangenheit
nicht einzufordern.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Halle vom 10. September 2019 aufzuheben und den
Bescheid der Beklagten vom 6. Juni 2018 in der Gestalt des Ã�nderungsbescheides
vom 5. November 2018 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 14. Januar
2019 insoweit aufzuheben, als darin eine Ã�berzahlung ab dem 1. Juli 2017 bis zum
30. November 2018 i.H.v. 912,36 EUR festgesetzt worden ist.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r rechtmÃ¤Ã�ig.

Im Berufungsverfahren sind die Verwaltungsakten der BG fÃ¼r den Zeitraum ab
Februar 2011 beigezogen worden.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf den Inhalt der Gerichtsakte, der Verwaltungsakten der
Beklagten und der AuszÃ¼ge aus den Verwaltungsakten der BG Bezug genommen.
Diese sind Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Zu Recht hat das Sozialgericht die Klage
ab-gewiesen. Der angefochtene Bescheid der Beklagten vom 6. Juni 2018 in der
Gestalt des Ã�nderungsbescheides vom 5. November 2018 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 14. Januar 2019 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten (Â§Â§ 153 Abs. 1, 54 Abs. 2 S. 1
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Sozialgerichtsgesetz (SGG)).

Rechtsgrundlage fÃ¼r den angefochtenen Bescheid ist Â§ 45 Abs. 1 und 2 S. 3 Nr. 3
SGB X. GemÃ¤Ã� Â§ 45 Abs. 1 SGB X darf ein rechtswidriger begÃ¼nstigender
Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, nur unter den
EinschrÃ¤nkungen der AbsÃ¤tze 2 bis 4 ganz oder teilweise mit Wirkung fÃ¼r die
Vergangenheit zurÃ¼ckgenommen werden. Â§ 45 Abs. 2 S. 1 SGB X bestimmt, dass
ein rechtswidriger begÃ¼nstigender Verwaltungsakt nicht zurÃ¼ckgenommen der
werden darf, soweit der BegÃ¼nstigte auf den Bestand des Verwaltungsaktes
vertraut hat und sein Vertrauen unter AbwÃ¤gung mit dem Ã¶ffentlichen Interesse
an einer RÃ¼cknahme schutzwÃ¼rdig ist. Auf Vertrauen kann sich der
BegÃ¼nstigte u.a. nicht berufen, soweit er die Rechtswidrigkeit des
Verwaltungsaktes kannte oder infolge grober FahrlÃ¤ssigkeit nicht kannte. Dabei
liegt grobe FahrlÃ¤ssigkeit vor, wenn der BegÃ¼nstigte die erforderliche Sorgfalt in
besonders schwerem MaÃ�e verletzt hat (Â§ 45 Abs. 2 S. 3 Nr. 3 SGB X).

Die Beklagte hat den Ã�nderungsbescheid vom 28. November 2017 zu Recht auf
der Grundlage von Â§ 45 SGB X zurÃ¼ckgenommen. Denn der vorgenannte
Bescheid ist rechtswidrig begÃ¼nstigend. Die dem KlÃ¤ger von der Beklagten
bestandskrÃ¤ftig zuerkannte Witwerrente stand ihm ab dem 1. Juli 2017 nicht in der
HÃ¶he zu, die die Beklagte errechnet hatte. FÃ¼r den Zeitraum ab dem 1. Juli 2017
â�� und damit fÃ¼r einen Bewilligungszeitraum vor Erlass des Bescheides vom 28.
November 2017 â�� stand dem KlÃ¤ger Witwerrente nur i.H.v. 46,43 EUR und nicht
i.H.v. 160,47 EUR zu. Dies ergibt sich aus Â§ 93 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 3 SGB VI.
Danach wird, soweit fÃ¼r denselben Zeitraum Anspruch auf eine
Hinterbliebenenrente (aus der Rentenversicherung) und eine entsprechende
Hinterbliebenenrente aus der Unfallversicherung besteht, die Rente insoweit nicht
geleistet, als die Summe der zusammentreffenden RentenbetrÃ¤ge vor
Einkommensanrechnung den jeweiligen Grenzbetrag Ã¼bersteigt. Der Grenzbetrag
betrÃ¤gt 70 vom Hundert eines ZwÃ¶lftels des Jahresarbeitsverdienstes, der der
Berechnung der Rente aus der Unfallversicherung zugrunde liegt, vervielfÃ¤ltigt mit
dem jeweiligen Rentenartfaktor fÃ¼r persÃ¶nliche Entgeltpunkte der allgemeinen
Rentenversicherung. Mindestgrenzbetrag ist der Monatsbetrag der Rente ohne die
BetrÃ¤ge nach Abs. 2 Nr. 1. Hier hat die Beklagte im Bescheid vom 28. November
2017 bei der Berechnung der Summe der RentenbetrÃ¤ge nicht die dem KlÃ¤ger
aus der Unfallversicherung zustehende monatliche Witwerrente vor Anrechnung,
d.h. 1.033,59 EUR, sondern den sich nach der Anrechnung des Einkommens
ergebenden Zahlbetrag, d.h. 906,68 EUR, berÃ¼cksichtigt. Dadurch verringerte sich
die Summe der RentenbetrÃ¤ge und die Rente aus der Rentenversicherung
Ã¼berstieg den Grenzbetrag um 178,59 EUR anstatt um 51,68 EUR.

Die Beklagte war berechtigt, den Rentenbescheid vom 28. November 2017 auch
fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckzunehmen. Denn die
RÃ¼cknahmevoraussetzungen gemÃ¤Ã� Â§ 45 Abs. 2 S. 3 Nr. 3 SGB X â��
insbesondere die subjektiven Voraussetzungen â�� waren erfÃ¼llt. Der KlÃ¤ger hat
zumindest grob fahrlÃ¤ssig die Rechtswidrigkeit des Bescheides vom 28. November
2017 nicht erkannt.
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Grobe FahrlÃ¤ssigkeit ist nach der Legaldefinition des Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 SGB
X nur gegeben, wenn der KlÃ¤ger als BegÃ¼nstigter die erforderliche Sorgfalt in
besonders schwerem MaÃ�e verletzt hat. Die erforderliche Sorgfalt in besonders
schwerem MaÃ�e verletzt, wer schon einfachste, ganz naheliegende Ã�berlegungen
nicht anstellt und daher nicht beachtet, was im gegebenen Fall jedem einleuchten
muss (Bundessozialgericht (BSG), Urteil vom 8. Februar 2001 â�� B 11 AL 21/00 R -,
juris RdNr. 23 ff. m.w.N.); dabei ist das MaÃ� der FahrlÃ¤ssigkeit insbesondere nach
der persÃ¶nlichen Urteils- und KritikfÃ¤higkeit, dem EinsichtsvermÃ¶gen des
Beteiligten sowie den besonderen UmstÃ¤nden des Falles zu beurteilen (subjektiver
FahrlÃ¤ssigkeitsbegriff). Bezugspunkt fÃ¼r das grobfahrlÃ¤ssige Nichtwissen ist
schon nach dem Wortlaut des Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 SGB X die Rechtswidrigkeit
des Verwaltungsaktes, also das Ergebnis der Tatsachenfeststellung und
Rechtsanwendung durch die BehÃ¶rde. Eine Obliegenheit, Bewilligungsbescheide
zu lesen und zur Kenntnis zu nehmen, besteht, auch wenn sie nicht ausdrÃ¼cklich
gesetzlich geregelt ist (BSG, a.a.O. RdNr. 25).

Der Senat ist davon Ã¼berzeugt, dass der KlÃ¤ger den Bescheid vom 28. November
2017 gelesen und zumindest grob fahrlÃ¤ssig nicht erkannt hat, dass ihm die
bewilligte Rente nicht in der im VerfÃ¼gungssatz ausgewiesenen HÃ¶he zusteht.

Diese Ã�berzeugung des Senats ergibt sich fÃ¼r den Senat aus den
GesamtumstÃ¤nden des Einzelfalls, insbesondere unter Einbeziehung des
beruflichen Werdegangs des KlÃ¤gers, des Ablaufs der Verwaltungsverfahren bei
der Beklagten und der BG sowie seinen Einlassungen im Termin zur mÃ¼ndlichen
Verhandlung sowohl beim Sozialgericht als auch beim Senat und dem eigenen
Eindruck von dem KlÃ¤ger.

Danach ist der KlÃ¤ger ausgebildeter Elektroinstallateur und hat zeitweise die
Aufgaben eines Elektromeisters wahrgenommen sowie die Ausbildung zum Meister
begonnen, hinsichtlich derer er einzelne TeilprÃ¼fungen auch abgelegt, sie (nur) im
Zusammenhang mit dem Tod der Frau nicht abgeschlossen hat. Er steht nach wie
vor in einem VollzeitarbeitsverhÃ¤ltnis als Elektroinstallateur. An einem
unbeeintrÃ¤chtigten DenkvermÃ¶gen sowie an einer uneingeschrÃ¤nkten Urteils-
und KritikfÃ¤higkeit besteht damit kein Zweifel. Der KlÃ¤ger hat die
Verwaltungsverfahren gegenÃ¼ber der BG und der Beklagten zu jedem Zeitpunkt
aktiv betrieben, insbesondere die Verwaltungsentscheidungen der BG jeweils einer
Ã�berprÃ¼fung unterzogen und sich auch die Entscheidungen der Beklagten
erlÃ¤utern lassen. Er war zu jeder Zeit in der Lage, sachgerecht vorzutragen und
sein Anliegen gegenÃ¼ber der Beklagten und der BG deutlich zu machen und ggfs.
durchzusetzen. Dass er insoweit teilweise von seiner Lebenspartnerin unterstÃ¼tzt
worden ist, Ã¤ndert daran nichts.

Auf den Vorhalt im Verhandlungstermin beim Sozialgericht, wonach dem KlÃ¤ger
hÃ¤tte auffallen mÃ¼ssen, dass sich ab Juli 2017 der Auszahlungsbetrag der
Witwerrente gegenÃ¼ber dem gesamten vorhergehenden Bezugszeitraum der
bewilligten Rente mehr als verdreifacht hatte, hat der KlÃ¤ger keine plausible
ErklÃ¤rung anfÃ¼hren kÃ¶nnen. Insbesondere das Argument, die
Hinterbliebenenrente aus der Rentenversicherung sei "nur so ein NebenlÃ¤ufer"
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gewesen, Ã¼berzeugt nicht. Denn die im Bescheid vom 28. November 2017
ausgeworfene Nachzahlung i.H.v. 684,24 EUR und der laufende Zahlbetrag von
160,47 EUR stellen angesichts der Einkommenssituation des KlÃ¤gers keinen zu
vernachlÃ¤ssigenden Betrag dar. Der Nachzahlungsbetrag entsprach in etwa dem
Auszahlungsbetrag der Witwerrente aus der Unfallversicherung, deren HÃ¶he der
KlÃ¤ger auch nach seinen eigenen Angaben stets versucht hat, vollstÃ¤ndig
nachzuvollziehen. Auch hat der KlÃ¤ger gegenÃ¼ber der BG regelmÃ¤Ã�ig
nachgehalten, ob diese seine tatsÃ¤chlichen EinkÃ¼nfte zugrunde gelegt hat und
auch insoweit fÃ¼r weitaus geringere BetrÃ¤ge, als im aufgehobenen Bescheid
ausgeworfen worden sind, Widerspruchsverfahren gefÃ¼hrt.

Der monatliche Rentenzahlbetrag hatte sich im VerhÃ¤ltnis zu dem zuvor
bewilligten Auszahlungsbetrag mehr als verdreifacht. Dass der ausgeworfene
monatliche Rentenbetrag fehlerhaft sein musste, war somit fÃ¼r den KlÃ¤ger
offensichtlich. Denn im Laufe des Rentenbezugs der groÃ�en Witwerrente hatte sich
der monatliche Zahlbetrag von 36,85 EUR im Juli 2003 auf 45,76 EUR ab Juli 2016
erhÃ¶ht und war zuletzt mit dem ersten Bescheid (vom 11. Juli 2017) Ã¼ber den
Bezugszeitraum ab dem 1. Juli 2017 auf 46,43 EUR angehoben worden. Damit hatte
fÃ¼r den KlÃ¤ger jedenfalls Anlass bestanden, die HÃ¶he des monatlichen
Zahlbetrages zu Ã¼berprÃ¼fen. Denn die Beteiligten sind im
SozialrechtsverhÃ¤ltnis verpflichtet, "sich gegenseitig vor vermeidbarem, das
VersicherungsverhÃ¤ltnis betreffenden Schaden zu bewahren" (vgl. BSG, a.a.O.,
RdNr. 25 m.w.N.). Der Senat hÃ¤lt insoweit die Angaben des KlÃ¤gers im
Verhandlungstermin beim Senat nicht fÃ¼r glaubhaft, dass er den
Nachzahlungsbetrag und den monatlichen Zahlbetrag der Rente aus der
Rentenversicherung nur zur Kenntnis genommen und darauf vertraut habe, dass
dies so richtig sei, und dass er auch einen wesentlich geringeren Rentenbetrag
ohne Weiteres akzeptiert hÃ¤tte. Denn die AblÃ¤ufe beider Verwaltungsverfahren
zeigen, dass der KlÃ¤ger regelmÃ¤Ã�ig die ihm erteilten Bescheide Ã¼berprÃ¼ft
und, wenn er sich dadurch benachteiligt gesehen hat, eine AbÃ¤nderung zu seinen
Gunsten verfolgt hat.

Der Grund fÃ¼r die fehlerhafte HÃ¶he war fÃ¼r den KlÃ¤ger zudem aufgrund der
ErlÃ¤uterungen im Bescheid in der Anlage 7 leicht feststellbar. Denn ihm war aus
den vorangegangenen Ã�nderungsbescheiden und der in diesem Zusammenhang
von ihm mit der Beklagten gefÃ¼hrten Kommunikation bekannt, dass sich der
Grenzbetrag anhand der Summe der BetrÃ¤ge der Witwerrente aus der Renten- und
Unfallversicherung errechnete. Die Beklagte hatte ihm bereits anlÃ¤sslich seines
Widerspruchs gegen den Bescheid vom 19. September 2003 erlÃ¤utert, dass die
RentenbetrÃ¤ge der Hinterbliebenenrenten aus der Rentenversicherung einerseits
und der Unfallversicherung andererseits zusammenzurechnen und dem jeweiligen
Grenzwert gegenÃ¼berzustellen seien sowie auf die Anlage 7 des
Rentenbescheides verwiesen. Unmittelbar vor Erlass des Bescheides vom 28.
November 2017 hatte der KlÃ¤ger gegenÃ¼ber der BG die Neuberechnung des ihm
zustehenden monatlichen Zahlbetrages aus der Unfallversicherung durchgesetzt.
Insoweit war offensichtlich, dass die Beklagte bei der Neuberechnung im Bescheid
vom 28. November 2017 als Reaktion auf den Abhilfebescheid der BG vom 1.
November 2017 fehlerhaft den vom KlÃ¤ger erstrittenen Zahlbetrag der
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Witwerrente aus der Unfallversicherung anstatt des Monatsbetrages der
Hinterbliebenenrente zugrunde gelegt hatte.

Die Errechnung der Summe der RentenbetrÃ¤ge ist in der Anlage 7 jeweils an der
gleichen Stelle Ã¼bersichtlich dargestellt und die Richtigkeit der eingetragenen
BetrÃ¤ge ohne weiteres nachzuvollziehen.

Die Beklagte hat den KlÃ¤ger nach Erlass des ersten Ã�nderungsbescheides vom 6.
Juni 2018 unter dem 21. Juni 2018 angehÃ¶rt und seine EinwÃ¤nde im Bescheid
vom 5. November 2018 sowie im Widerspruchsbescheid vom 14. Januar 2019
berÃ¼cksichtigt sowie in ihre ErmessensausÃ¼bung eingestellt. Die
ErmessensbetÃ¤tigung hat dazu gefÃ¼hrt, dass sie dem KlÃ¤ger ca. ein Drittel des
Ã¼berzahlten Betrages erlassen hat.

Zudem hat die Beklagte die Jahresfrist gemÃ¤Ã� Â§ 45 Abs. 4 S. 2 SGB X gewahrt.

Der KlÃ¤ger ist demzufolge gemÃ¤Ã� Â§ 50 Abs. 1 S. 1 SGB X verpflichtet, die
Ã¼berzahlten Leistungen i.H.v. 912,36 EUR zu erstatten.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision im Sinne von Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen
nicht vor. Es handelt sich um eine Einzelfallentscheidung auf gesicherter
Rechtsgrundlage, ohne dass der Senat von einer Entscheidung der in Â§ 160 Abs. 2
Nr. 2 SGG genannten Gerichte abweicht.

Erstellt am: 28.12.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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